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Terminologie

Informationspflichten: Pflicht 
zur Information des VN bzw. der 
Versicherten

Anzeigepflichten: Pflicht zur 
Information des Versicherers

Vermittlerinformation

Produktinformation

Kollektivversicherten-
information

Zügerinformation

 Information der 
Lebensversicherten

Vorvertragliche 
Gefahrdeklaration

Anzeige einer Gefahrerhöhung 
( § 13)

Schadenanzeige ( § 11)

Anzeige einer Doppel-
versicherung ( § 12)
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Zweck

Makroökonomischer Zweck

Herstellung von Informations-
symmetrie (Ausgleich von 
Asymmetrien)

Betrifft Informations- und 
Anzeigepflichten

Mikroökonomischer Zweck

Herstellung realer Entscheidungs-
freiheit für den Konsumenten

Betrifft nur Informationspflicht
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Informationssymmetrie

Perspektive der Versicherer
1. VN kennt Eintrittswahrscheinlichkeit 

und möglichen Schadenumfang 
besser als der Versicherer

2. Versicherer arbeitet mit 
Durchschnittstarifen

3. Gute Risiken verzichten auf 
VersSchutz  Adverse Selektion

4. Verluste der Versicherer führen zur 
Erhöhung des Preisniveaus oder zu 
Insolvenz

Perspektive der Versicherten
1. Versicherer kennt den 

Deckungsumfang seiner 
Produkte besser als der 
Versicherungsnehmer

2. Versicherungsnehmer bezahlt 
überhöhte Preise

Der Versicherungsmarkt ist ein typischer Markt mit asymmetrischer Informations-
verteilung, d.h. ein Marktteilnehmer verfügt über bessere Informationen

Beide Formen der
Informations-Asymmetrie
können zu Marktversagen

führen
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Herstellung realer Entscheidungsfreiheit

Rechtfertigt nur Informationspflichten

Konsumentenpolitischer Grundsatzentscheid

– Informationsmodell

– Sozialmodell

– Mischformen

Vorbild: Europäisches Recht

Übernahme der Informationspflichten ohne Hinterfragung der 
europäischen Erfahrungen
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Vorvertraglichen Info-Austausch - Leitbild
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Aufklärungspflichten ausserhalt des PVersR

Art. 4 PRG (Pauschalreisen)

Art. 2 ff. KIG (Konsumenteninformation)

Umfassende Informationspflicht im Sozialversicherungsrecht, Art. 27 
ATSG, BGer C 192/04 vom 14.09.2005 
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Zusammenwirken der Aufklärungspflichten
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Form der Aufklärung

Textform (bisheriges Recht: unterschiedlich Formvorschriften)

– Antragsfragen (Art. 4 Abs. 1 VVG): Textform

– Vermittler-Information (Art. 45 Abs. 2 VAG): Information ist auf 
einem dauerhaften, für den VersNehmer zugänglichen 
Datenträger abzugeben

– Produkt-Information (Art. 3 Abs. 2 VVG): VersNehmer muss 
von AVB und Datenbearbeitungs-Erklärung Besitz nehmen 
können

– Kündigung (Art. 3a Abs. 1 und 6 Abs. 1): Textform

9

10



www.stephan-fuhrer.ch 6

Vorlesung Privatversicherungsrecht
Prof. Dr. Stephan Fuhrer

§ 06: Aufklärungspflichten

© Prof. Dr. S. Fuhrer 11

Ausnahmetatbestände (Art. 8 VVG)

Anzeigepflichtverletzung: Katalog von Ausnahmetatbeständen

Keine analoge Bestimmung zu den Info-Pflichten

Art. 8 VVG ist auf alle Aufklärungspflichten anwendbar (auch 
Infopflichten)

Zusätzlich: Verletzung der Persönlichkeitsrechte

Halbzwingend? (trotz fehlender Erwähnung in Art. 98 VVG)

Bei absichtlicher Täuschung kann sich der VN nicht auf Art. 8 
berufen

© Prof. Dr. S. Fuhrer 12

Verletzung der Persönlichkeitsrechte

Gilt nur für Anzeigepflichten

Allg. Grundsatz, in Art. 8 VVG nicht speziell erwähnt

Fragerecht des Versicherers ist in allgemeiner Weise durch das 
Persönlichkeitsrecht des Antragstellers begrenzt

– Kein Fragerecht z.B. in Bezug auf Konfession, Parteizugehörigkeit, 
sexuelle Präferenzen, Vorstrafen (?)

Abgrenzung ?

Notwehrrecht auf Lüge ?
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Nachteilige Auswirkung unmöglich (Art. 8 Ziff. 1)

Keine Ausnahmeregelung, sondern 
Tatbestandsmerkmal

Durch die Teilrevision 2004 überflüssig geworden

© Prof. Dr. S. Fuhrer 14

Anderweitig erworbene Kenntnis des 
Berechtigten (Art. 8 Ziff. 3 und 4)

Aufklärungspflicht fällt dann dahin, wenn der zu Informierende 
bereits über die zu erteilende Information verfügt (4C.3/2007, 
Erw. 2.3.5)

Wichtigster Anwendungsfall: Anrechnung des Wissens Dritter

– Datenbank, die der Versicherer abfragt oder hätte abfragen 
können (ZIS: BGE 111 II 388)

– Wissen des Maklers wird dem Versicherungsnehmer zugerechnet 
( Infopflicht trifft faktisch den Makler)

– Problem: Wissenszurechnung / Datenschutz

– Zur Zurechnung des Wissens des Agenten  § 07
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Gegenpartei veranlasst Pflichtverletzung
(Art. 8 Ziff. 2)

Gilt de facto nur für Anzeigepflichtverletzung

Wichtigster Anwendungsfall: Verletzung der Belehrungspflicht 
durch den Agenten

Kollusives Zusammenwirken zwischen Agent und VersNehmer

© Prof. Dr. S. Fuhrer 16

Verzicht auf das Kündigungsrecht (Art. 8 Ziff. 5)

Gilt de facto nur für die Verletzung der Anzeigepflicht (aus dem 
halbzwingenden Charakter der InfoPflicht folgt, dass der VersNehmer 
nicht zum Voraus auf das Kündigungsrecht verzichten kann)

Versicherer kann jederzeit verzichten

 selten
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16



www.stephan-fuhrer.ch 9

Vorlesung Privatversicherungsrecht
Prof. Dr. Stephan Fuhrer

§ 06: Aufklärungspflichten

© Prof. Dr. S. Fuhrer 17

Verzicht auf die Beantwortung einer Frage 
(Art. 8 Ziff. 6)

Gilt de facto nur für die Verletzung der Anzeigepflicht (ob der 
VersNehmer gültig auf die Erteilung der Informationen verzichten 
kann, ist umstritten)

 Lässt Antragsteller eine Frage unbeantwortet, so muss der 
Versicherer nachfragen, Stillschweigen gilt als Verzicht auf 
Beantwortung

Umgekehrt: Stillschweigen des VersNehmers auf unterlassene 
Information schaden diesem nicht

Heikel: Neuabschluss ohne Beantwortung von Antragsfragen oder 
ohne Unterschrift

© Prof. Dr. S. Fuhrer 18

Beratungspflicht
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Beratungspflicht

EU: Vermittler-RL: Eine der Komplexität des angebotenen 
VersSchutzes angepasste Beratungspflicht (Art. 20 IDD)

– CH hat diese Pflicht nicht umgesetzt

Maklervertrieb: Auftragsrechtliche Beratungspflicht

Agentenvertrieb

– Beratungspflicht trifft Versicherer, nicht Agent, der jedoch namens 
des Versicherers diese Pflicht erfüllt

– Kaskade des BGer

© Prof. Dr. S. Fuhrer 20

Kaskade des BGer

Grundsatz der Eigenverantwortung des Antragstellers

Einschränkung durch Belehrungspflicht bei erkennbarem 
Belehrungsbedarf

Einschränkung durch das Gebot der pflichtgemässen 
Aufmerksamkeit

Gilt nicht, wenn der Irrtum des Versicherungs-nehmers durch den 
Versicherer veranlasst wird

Beschränkung bei eigenem Verschulden des Versicherungsnehmers 
an seinem Irrtum
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VersVertragsrechtliche Beratungspflicht (?)

Kaskade des BGer ist viel zu kompliziert

Annahme einer versVertragsrechtlichen Beratungspflicht

– europakompatibel / sachgerecht / erhöhte Transparenz

– einfach umsetzbar

Entspricht der Entwicklung in anderen Rechtsbereichen 
(ArchitektenR, AnwaltsR etc.)

Massstab: Komplexität des nachgesuchten VersSchutzes 
(Velovignette / LebensVers)

Anerkennung durch das BGer ? 4C.98/2007

© Prof. Dr. S. Fuhrer 22

Informationspflichten

21
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Übersicht

 Informationspflicht des Vermittlers

– Grundlage: Art. 45 VAG

 Informationspflicht des Versicherers

– Information des VN über den VersVertrag

 Grundlage: Art. 3 VVG

– Information der Vten über Zügerrecht bei kollektiven 
KrankenTaggeldVers

 Grundlage: Art. 100 Abs. 2 VVG

 Informationspflicht des VN (ArbG) bei Kollektivverträgen

– Grundlage: Art. 3 Abs. 3 VVG

© Prof. Dr. S. Fuhrer 24

Vermittlerinformation
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Vermittlerinformation (Art. 45 VAG)

Anwendungsbereich: Alle 
Vermittler (Begriff  § 07)

 Inhalt (Stand: VernL Rev. 2020)
– Identität und Adresse
– Status und damit Beratungsbreite
– Aus- und Weiterbildung des 

Vermittlers (wo kann sich der VN
informieren)

– Haftpflichtiger
– Datenbearbeitung
– Möglichkeit des Beizuges der 

Ombudsstelle (umstritten)

Zeitpunkt: Beim ersten 
Kontakt

Verletzung
– aufsichtsrechtliche und 

strafrechtliche Sanktionen (mit der 
Revision des VAG soll die 
Maximalbusse von 500’000 auf 
100’000 Franken reduziert 
werden)

– privatrechtlich folgenlos

Statusinformation

© Prof. Dr. S. Fuhrer 26

Produktinformation
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Produktinformation

Bezeichnung uneinheitlich

 In der Regel im gleichen Dokument wie AVB

Vertragsindividuelle Informationen werden durch Verweis auf Offerte 
abgegeben

Umfang der Punkte, über die informiert werden muss, wird durch die 
Revision deutlich ausgeweitet

© Prof. Dr. S. Fuhrer 28
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Geltungsbereich

Die Informationspflicht gilt gegenüber allen VN

– Gegenüber professionellen VN sowie in den Zweigen Kredit-, 
Kautions- und TransportVers dispositiv

– Gilt auch für vorläufige Deckungen (wird in der Praxis nicht befolgt)

Keine Informationspflicht gegenüber Versicherten, die nicht 
gleichzeitig VN sind

– Aber: Informationspflicht des VN bei kollektiven betrieblichen 
Personenversicherungen)

Besonderheit: Maklervertrieb (ohne Inhousebroker)

© Prof. Dr. S. Fuhrer 30

Informationspflicht und Maklervertrieb

Ausnahmetatbestand nach Art. 8 Ziff. 3 und 4 VVG: Keine 
Rechtsfolgen, wenn die zu erteilende Information bereits bekannt ist

Das Wissen des Maklers (= FINMA geprüfter Fachmann) ist dem 
VersNehmer zuzurechnen

Die Informationspflicht beschränkt sich auf Tatsachen, die dem 
Makler unbekannt sind

Der Makler ist auftragsrechtlich zur Beratung des VersNehmer
verpflichtet

29
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Inhalt (Art. 3 Abs. 1 VVG)

 Identität des Versicherers
–Name, Rechtsform, Sitz, Adresse, 
zuständige Niederlassung

–Keine "White-label-Produkte"
Wesentlicher Inhalt des 

Vertrages
– Versicherte Risiken (lit. a)
 dazu gehören z.B.: AVB, 

Zusatzbedingungen, 
Gegenstand der Versicherung, 
versicherte Leistungen, 
wichtige Ausschlüsse, örtlicher 
Geltungsbereich

– Umfang des VersSchutzes
sowie Charakter der einzelnen 
VersLeistungen (Summen-
/Schaden-Vers (lit.b)

– Prämien und weitere Pflichten 
des VN (lit. c)
 dazu gehören z.B.: Prämie, 

Fälligkeit, Selbstbehalte, 
Rabatte, Anpassungsklauseln

 Weitere Pflichten (v.a. 
Obliegenheiten)

© Prof. Dr. S. Fuhrer 32

Inhalt (Art. 3 Abs. 1 VVG)

Wesentlicher Inhalt des 
Vertrages (Forts.)
– Laufzeit und Beendigung des 

Vertrages (lit. d)
 dazu gehören z.B.: Beginn und 

Ende des Vertrages, 
Prolongationsklauseln

– Widerrufsrecht (lit. h)
– Frist zur Einreichung von 

Schadenanzeigen (lit. i)
– Zeitliche Geltung (lit. J)

– Lebensversicherungen (lit. e und f)

 Angaben über die für die 
Überschussermittlung und Über-
schussbeteiligung geltenden 
Berechnungsgrundsätze und 
Massstäbe

 Kosten im Rückkaufsfall

 Angaben über die Rückkaufs- und 
Umwandlungswerte

– Datenschutz (lit. g)

 Bearbeitung der Personendaten 
einschliesslich Zweck und Art der 
Datensammlung sowie Empfänger 
und Aufbewahrung der Daten

31
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Form und Zeitpunkt

 Informationen sind so zu übergeben, dass sie der VN kennt oder 
kennen kann, wenn er den Vertrag beantragt oder abschliesst

– Kennen können bedeutet nicht physische Übergabe. Möglichkeit 
des Herunterladens von einem Server genügt.

Keine Probleme bei Vertragsabschluss durch Agenten, am 
Schalter oder über das Internet

Erfüllung der Pflicht bei Vertragsabschluss am Telefon nicht 
möglich

AVB und Erklärung betr. Datenbearbeitung müssen zu diesem 
Zeitpunkt im Besitz des VN sein (kennen können genügt nicht)

© Prof. Dr. S. Fuhrer 34

Verletzung (Art. 3a)

VN ist berechtigt, den Vertrag zu kündigen (kein Rücktritt)
Kündigung wird mit Zugang beim Versicherer wirksam  Problem 

MFH
Befristung

– Relativ: 4 Wochen nachdem der VN Kenntnis hat von
der Pflichtverletzung und
den Informationen, die der Versicherer hätte abgeben sollen

– Absolut: 2 Jahre nach Vertragsabschluss
– Problem: Keine Befristung des Kündigungsrechts bei 

Anzeigepflichtverletzung
Prämie: Pro rata temporis geschuldet

33
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Vorgaben der IDD
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Kollektivversicherten-
Information
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Kollektivversicherteninformation (Art. 3 Abs. 3)

Anwendungsbereich: Kollektive betriebliche PersonenVers. 
(KKTG, UVG-E)

 Inhalt: Wesentlicher Inhalt des Vertrages/Änderungen/Auflösung
Form: Textform
Verpflichtete Person: VN
Pflicht des VR: Bereitstellung Informationsunterlagen
Rechtsfolge bei Verletzung:

– Verletzung der Informationspflicht durch den VN: Schadenersatzpflicht 
gegenüber den Versicherten

– Verletzung der Pflicht zur Abgabe von Informations-unterlagen durch den VR: 
Schadenersatzpflicht gegenüber dem VN

 Informationspflicht des Versicherers gegenüber dem VN (Art. 3) gilt 
auch bei Kollektivverträgen

© Prof. Dr. S. Fuhrer 48

Zügerinformation
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Zügerrecht

 Voraussetzungen
– Versicherter scheidet aus dem (kollektiv-krankentaggeldversicherten) Betrieb 

des VN aus
– und ist in der Folge arbeitslos (i.S. von Art. 10 AVIG)
– Gesundheitszustand spielt keine Rolle

 Rechtsfolgen
– Versicherter kann in die Einzelversicherung übertreten
– Versicherte Leistungen nicht höher als in der Kollektivversicherung: Keine 

zusätzlichen Vorbehalte zulässig
– Eintrittsalter: Das im Kollektivvertrag massgebende Alter bleibt
– Prämie: Kann «angemessen» erhöht werden
– Wartefristen: Immer 30 Tage (unabhängig von jener im Kollektivvertrag).

Begründung: Arbeitslosenentschädigung wird bei Krankheit während 30 
Tagen weiter bezahlt (ab 31. Tag entfällt Vermittlungsfähigkeit)

© Prof. Dr. S. Fuhrer 50

Zügerinformation

 Versicherer (!) muss die Versicherten schriftlich über ihr Zügerrecht
informieren.
– KKTV ist Lohnsummenversicherung, d.h. der Versicherer kennt nur die 

Lohnsummen. Er weiss nicht wer versichert ist, wer aus dem Betrieb 
ausscheidet und wer von den Ausscheidenden arbeitslos wird

– In der Praxis wird die Informationspflicht vertraglich dem VN überbunden
– Versicherter muss Übertrittsrecht innert dreier Monate (ab Erhalt der 

Zügerinformation) geltend machen

 Unterlässt der Versicherer diese Information, so bleibt der 
Versicherte in der Kollektivversicherung

49
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Gesetzliche Grundlage

VVG Art. 100 Abs. 2
Für Versicherungsnehmer und Versicherte, die nach Art. 10 AVIG als arbeitslos gelten, 
sind überdies die Art. 71 Abs. 1 und 2 und 73 KVG sinngemäss anwendbar.

KVG Art. 71
1 Scheidet eine versicherte Person aus der Kollektivversicherung aus, weil sie nicht 
mehr zu dem im Vertrag umschriebenen Kreis der Versicherten zählt oder weil der 
Vertrag aufgelöst wird, so hat sie das Recht, in die Einzelversicherung des Versicherers 
überzutreten. Soweit die versicherte Person in der Einzelversicherung nicht höhere 
Leistungen versichert, dürfen keine neuen Versicherungsvorbehalte angebracht 
werden; das im Kollektivvertrag massgebende Eintrittsalter ist beizubehalten.
2 Der Versicherer hat dafür zu sorgen, dass die versicherte Person schriftlich über ihr 
Recht zum Übertritt in die Einzelversicherung aufgeklärt wird. Unterlässt er dies, so 
bleibt die versicherte Person in der Kollektivversicherung. Sie hat ihr Übertrittsrecht 
innert drei Monaten nach Erhalt der Mitteilung geltend zu machen.

© Prof. Dr. S. Fuhrer 52

Anzeigepflicht
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Zweck: Wahrung der Leistungsäquivalenz

Der Versicherer soll sich ein zuverlässiges Bild des von ihm zu 
übernehmenden Risikos machen können
– Keine nicht gewollte Risikoübernahme
– Keine Übernahme zu nicht gewollten Konditionen

Schützt auch die Interessen der Versicherten
– Keine Prämienzuschläge für nicht bekannte Risiken
– Beschränkung der Instrumente der Bestimmung des 

massgebenden Gefahrstandes auf wesentliche Gefahrtatsachen
Muss während der gesamten Laufzeit des Vertrages gelten

– Bis Beantwortung der Antragsfragen: Anzeigepflicht
– Nach Beantwortung der Antragsfragen: Gefahrerhöhung

© Prof. Dr. S. Fuhrer 54

Mangelhafte Willensbildung auf Seiten des Versicherers

Irrtum

Erklärungsirrtum Motivirrtum

OR

ja nein

VVG

folgenlos

Mangelhafte Willensbidlung auf Seiten des Versicherungsnehmers

Täuschung Drohung

anfechtbar anfechtbar

OR

kündbar folgenlos
kündbar /

anfechtbar
anfechtbar anfechtbar

ORVVG OR OR

OR

Drohung

Täuschung

Irrtum

anfechtbar

Grundlagenirrtum
Betrifft erhebliche 

Gefahrtatsache

ja nein

Betrifft Gefahrstand

janein

Betrifft Gefahrstand

alternativ

ja nein
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Mangelhafte Willensbildung auf Seiten des Versicherers

Irrtum

Erklärungsirrtum Motivirrtum

OR

ja nein

VVG

folgenlos

Mangelhafte Willensbidlung auf Seiten des Versicherungsnehmers

Täuschung Drohung

1 2 3 4 5 6 7 8

Beispiele

9

Beispiel

anfechtbar anfechtbar

OR

kündbar folgenlos anfechtbar anfechtbar

ORVVG OR OR

OR

Drohung

Täuschung

Irrtum

anfechtbar

Grundlagenirrtum
Betrifft erhebliche 

Gefahrtatsache

ja nein

Betrifft Gefahrstand

janein

Betrifft Gefahrstand

alternativ

ja nein

kündbar /
anfechtbar

1 Der Versicherer verschreibt sich bei der Aufnahme eines Antrages für eine 
gemischte Lebensversicherung. Statt einer Prämie von CHF 13'800.-
vereinbart er eine solche von CHF 1'380.- (vgl. BGE 105 II 23).

2 Der Versicherer schliesst einen Versicherungsvertrag zu einem heiklen 
Risiko ab, weil er fälschlicherweise davon ausgeht, der Versicherungs-
nehmer sei (z.B. aufgrund ausländischen Rechts) zum Abschluss eines 
solchen Vertrages verpflichtet.

3 Ein Irrtum über das Motiv zum Abschluss einer Aufhebungsvereinbarung 
(Art. 115 OR) über eine Krankentaggeldversicherung stellt keinen Grund-
lagenirrtum dar (vgl. BGer 4A_120/2008).

4 Falsche Angaben zum Beruf betreffen eine erhebliche Gefahrtatsache 
(BGE 131 III 542).

5 Betrifft eine Gefahrtatsache ein Verhalten, das bei einem Drittel der jungen 
Bevölkerung zu beobachten ist (in casu: kiffen), so ist diese nicht erheblich, 
da nicht anzunehmen ist, ein Versicherer wolle mit einem Drittel der jungen 
Bevölkerung keine Verträge abschliessen (BGE 136 III 334).

6 Das Verschweigen schwerer, chronischer und schadengeneigter Erkrankungen beim Abschluss einer Lebensversicherung 
begründet eine absichtliche Täuschung.

7 Der Versicherungsnehmer erschleicht sich durch täuschende Angaben zu dessen Zweck die Gewährung eines 
Policendarlehens.  

8 Ein Versicherter erschleicht sich eine Schadenzahlung, indem er den mit der Regulierung des Schadens betrauten 
Mitarbeiter des Versicherers bedroht.

9 Der Versicherungsnehmer täuscht sich über das zu versichernde Fahrzeug (BGE 90 II 449).

© Prof. Dr. S. Fuhrer 56

Absichtliche Täuschung

D: Expliziter Vorbehalt der absichtlichen Täuschung

Altes Recht (vor 2006) : Frage stellte sich nicht; gleiche 
Rechtsfolge

Neues Recht: Unterschiedliche Rechtsfolgen  Frage des 
Verhältnisses zwischen Täuschung und 
Anzeigepflichtverletzung muss geklärt werden

BGer: Problem erkannt, aber noch nicht entschieden
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Überlegungen

Besserstellung durch Teilrevision 2004 zielte auf fahrlässig 
täuschenden VN ab

Es besteht kein Grund, absichtliche täuschenden VN besser 
zu behandeln, als es das OR für alle Verträge vorsieht

Systematik: Andere Betrugstatbestände

– Betrügerische Überversicherung (Art. 51)

– Betrügerische Doppelversicherung (Art. 53)

haben Leistungsbefreiung zur Folge. Sollte im Falle der 
absichtlichen Täuschung bei Vertragsabschluss auch gelten
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Fazit

Sind sowohl der Tatbestand der absichtlichen Täuschung 
als auch jener der Anzeigepflichtverletzung erfüllt, so 

kann sich der Versicherer alternativ auf den einen oder 
andern Tatbestand berufen

Längere Fristen im OR

Bei schadenfreiem Verlauf  Anzeigepflichtverletzung 
(Versicherer kann Prämien behalten)

Bei Schäden  Absichtliche Täuschung
Ausnahme vom Grundsatz der Anwendbarkeit der Theorie des 
faktischen Vertragsverhältnisses (Vertrauen des VN in den Bestand 
des Vertrages nicht schützenswert)

57

58



www.stephan-fuhrer.ch 30

Vorlesung Privatversicherungsrecht
Prof. Dr. Stephan Fuhrer

§ 06: Aufklärungspflichten

© Prof. Dr. S. Fuhrer 59

Der Antragsteller teilt
a. anlässlich der Beantwortung der Risikofragen
b. eine abgefragte, erhebliche Gefahrtatsache,
c. die er kennt oder kennen müsste,
d. schuldhaft
e. nicht oder unrichtig mit

Tatbestandselemente

nicht
erfüllt

keine
Anzeigepflicht-

verletzung

Ausnahmetatbestände

erfüllt

a. Persönlichkeitsverletzung
b. Unmöglichkeit einer nachteiligen Auswirkung
c. anderweitige Kenntnis des Versicherers
d. Veranlassung der Anzeigepflichtverletzung
e. Verzicht auf Kündigungsrecht
f. Verzicht auf Beantwortung einer Frage

Anzeigepflicht-
verletzung
folgenlos

erfüllt

Kündigungs-
recht

nicht erfüllt

Kündigung innert 4 Wochen

keine Kündigung
innert 4 Wochen

Anzeigepflicht-
verletzung
folgenlos

Kausalität zum Underwritingentscheid

ja

nein
Anzeigepflicht-

verletzung
folgenlos

Vertrag
erlischt

Schadeneintritt vor Vertragsauflösung

(Teil-)Kausalität zur unrichtig
anzeigten Gefahrtatsache

nein
keine

weiteren
Folgen

ja

nein

Versicherer 
muss für den 

Schaden
aufkommen

ja

VVG-Revision 2004
Versicherer haftet 
für nicht-kausale

Schäden

ja

Leistungsbefreiung bzw. Rückforderungsrecht
Im Umfang der Kausalität

VVG-Revision 2020
Beschränkung der Leistungsbefreiung auf 

jenen Teil, der auf die unrichtig angezeigten 
Gefahrstatsache zurückzuführen ist

keine
weiteren
Folgen

nein
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Der Antragsteller teilt
a. anlässlich der Beantwortung der Risikofragen
b. eine abgefragte, erhebliche Gefahrtatsache,
c. die er kennt oder kennen müsste,
d. schuldhaft
e. nicht oder unrichtig mit

Tatbestandselemente

nicht
erfüllt

keine
Anzeigepflicht-

verletzung

Ausnahmetatbestände

erfüllt

a. Persönlichkeitsverletzung
b. Unmöglichkeit einer nachteiligen Auswirkung
c. anderweitige Kenntnis des Versicherers
d. Veranlassung der Anzeigepflichtverletzung
e. Verzicht auf Kündigungsrecht
f. Verzicht auf Beantwortung einer Frage

Anzeigepflicht-
verletzung
folgenlos

erfüllt
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Kündigungs-
recht

nicht erfüllt

Kündigung innert 4 Wochen

keine Kündigung
innert 4 Wochen

Anzeigepflicht-
verletzung
folgenlos

Kausalität zum Underwritingentscheid

ja

nein
Anzeigepflicht-

verletzung
folgenlos

Vertrag
erlischt

nein
keine

weiteren
Folgen

ja
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Schadeneintritt vor Vertragsauflösung

(Teil-)Kausalität zur unrichtig
anzeigten Gefahrtatsache

ja

nein

Versicherer 
muss für den 

Schaden
aufkommen

ja

VVG-Revision 2004
Versicherer haftet 
für nicht-kausale

Schäden

ja

Leistungsbefreiung bzw. Rückforderungsrecht
Im Umfang der Kausalität

VVG-Revision 2020
Beschränkung der Leistungsbefreiung auf 

jenen Teil, der auf die unrichtig angezeigten 
Gefahrstatsache zurückzuführen ist

keine
weiteren
Folgen

nein
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Tatbestand

Der Antragsteller teilt

1. Anlässlich der Beantwortung der Risikofragen

2. eine abgefragte, erhebliche Gefahrtatsache

3. die er kennt oder kennen müsste

4. schuldhaft

5. nicht oder unrichtig mit
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Vertragsabschluss
(1. Tatbestandsmerkmal)

Anzeigepflicht

Art. 10 OR

Gefahrerhöhung

Unterzeichnung
Antrag

Versand
Annahme-
erklärung

Empfang
Annahme-
erklärung

Bezahlung
Prämie

Zustandekommen
des Vertrages

Nachmelde-
pflicht

Normalfall

Verspätete Antragsannahme

Problematik neu entschärft: 
Massgebend ist neu der 
Zeitpunkt des Ausfüllens 
des Antrages

 Wegfall der Nachmelde-
pflicht

Paradigmenwechsel
Ausfüllen des Antrages

Altes Recht: Nachmelde-
pflicht
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Gefahrtatsache
(2. Tatbestandsmerkmal)

Gefahr: Zentraler Begriff des VersR, dennoch keine allg. anerkannte 
Definition
MÖLLER: Gefahr ist die Möglichkeit der Entstehung eines Bedarfs

Gefahrtatsache: Tatsache, die einen Einfluss hat auf die 
Wahrscheinlichkeit des Eintritts (Schadeneintrittsgefahr) oder 
den Umfang des Schadens bei Eintritt des befürchteten 
Ereignisses (Schadenumfangsgefahr)

Gefahrzustand: Intensität der Gefahr, resultiert aus der konkreten 
Ausprägung einer Vielzahl von Gefahrtatsachen

 Wert der versicherten Sache
– betrifft nicht Gefahrstatsache (= gefährdender Zustand), sondern versichertes 

Interesse (= gefährdeter Zustand)
– Anwendbar: Regeln zur Über- und Unterversicherung

Allgemeines
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Indizierende Umstände

Tatsachen, die einen Rückschluss auf die Ausprägung einer 
Gefahrtatsache zulassen.

Gelten nach der RSpr des BGer als Gefahrtatsache.  Problem: 
Kausalität

Kündigung: Kausalzusammenhang zwischen falsch angezeigtem 
indizierendem Umstand und Underwriting-Entscheid erforderlich

Leistungsfreiheit: Kausalzusammenhang zwischen falsch 
angezeigtem indizierendem Umstand und Schaden erforderlich

Nach altem Recht betrafen 2/3 der Anzeigepflichtverletzungs-
Fälle indizierende Umstände 

Gefahrtatsache
(2. Tatbestandsmerkmal)
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Ausprägung einer Gefahrtatsache steht 
bei Vertragsabschluss noch nicht fest

Weiche Tarifierungsmerkmale
– VN wird nach vermuteter / geplanter Ausprägung gefragt. Bsp.: Häufigster 

Lenker, jährliche Fahrleistung, Raucher, geplante Bauweise
– VN ist kein Prophet: Irrtum über künftigen Sachverhalt stellt keine 

Anzeigepflichtverletzung dar 
– Schwammiger Begriff. Abgrenzungen heikel, BGer ist eher streng (vgl. Urteile 

zum häufigsten Lenker)

Prämienbemessungsfaktoren
– Ausprägung der Gefahrtatsache wird rückblickend erhoben
– Vertragliche Vereinbarung
– Weder Recht der Anzeigepflichtverletzung, noch der 

Gefahrerhöhung anwendbar

Gefahrtatsache
(2. Tatbestandsmerkmal)
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Falsche Angaben und nachträgliche Veränderungen –
Dargestellt am Beispiel von Angaben beim Abschluss einer Fahrzeugversicherung

Die Angaben des 
Antragstellers sind bereits 

zum Zeitpunkt der
Gefahrdeklaration falsch

Die wahrheitsgemäss 
deklarierte Ausprägung einer 

Gefahrtatsache hat sich 
nachträglich verändert

Die spätere Ausprägung der 
Gefahrtatsache weicht von der 

geplanten und / oder 
deklarierten ab

Anzeigepflicht-
verletzung

GefahrerhöhungKeine gesetzliche
Regelung

Wahlrecht des Versicherer

Kündigung,
Prämienerhöhung oder

Verzicht auf Rechtsfolgen

Leistungsbe-
freiung für kau-
sale Schäden

Folgenlos

Aber: Vertragliche Gleichstellung 
mit Gefahrerhöhung möglich

Falsche Angaben Nachträgliche Änderung
Deklarationswidrige 

Entwicklung

Keine Anzeigepflichtverletzung, 
da bei Vertragsabschluss niemand 

regelmässiger Lenker war.

Keine Gefahrerhöhung, weil es 
an einer Veränderung des Gefahr-

zustandes fehlt (lediglich der 
projektierte Zustand entspricht 

nicht dem tatsächlichen)

Die Frage betrifft...

… keine 
Gefahr-
tatsache

… Gefahr-
tatsache

B1 B2 B3

Planwidrige 
Angaben

Planwidrige 
Entwicklung

A1

B4 B5

Allenfalls kann in diesen Fällen eine 
vorsätzliche Täuschung vorliegen, 
die den Vertrag für den Versicherer 

einseitig unverbindlich macht

Kündigungsrecht

B6

B1 Ein Versicherer fragt (zur Überprüfung seiner 
Marketinginstrument) im Antragsformular seine Kunden, welches 
Argument sie überzeugt habe, den Vertrag bei ihm 
abzuschliessen. Es handelt sich nicht um eine Gefahrtatsache 
und eine falsche Antwort vermag beim Versicherer auch keinen 
Irrtum zu begründen.

B2 Der Antragsteller gibt wahrheitswidrig an, er verfüge für das 
Fahrzeug über eine Garage (indizierender Umstand).

B3 Der Antragsteller gibt eine Person, die bereits bei 
Vertragsabschluss regelmässiger Lenker ist, nicht an.

B4 Erstes Fahrzeug des VN. Es gibt somit noch keinen häufigsten 
Lenker. Es ist aber geplant, dass das Auto in erster Linie vom 
Sohn des Versicherungsnehmers gefahren wird. Planwidrig gibt 
der Antragsteller aber seine Frau als häufigste Lenkerin an.

B5 Gleicher Fall wie Beispiel 4, der VN gibt aber wahrheitsgemäss
an, dass sein Sohn das Auto am häufigsten lenken wird. Kurz 
nach Vertrags-abschluss wechselte die Frau des VN ihre 
Arbeitsstelle und benutzt fortan als einzige Lenkerin das Auto.

B6 Eine Person, die bei Vertragsabschluss lediglich gelegentlicher 
Lenker ist, wird zum häufigsten Lenker.

A1 Schadenfälle sind nie kausal auf einen indizierenden Umstand 
zurückzuführen. 
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Erheblichkeit

Beeinflussung des Underwriting-Entscheides 
Kausalzusammenhang

Beurteilung aufgrund eines subjektiven und eines objektiven 
Masstabes
– Vermutung der Erheblichkeit bei klaren und unzweideutigen Fragen des 

VR
– Gegenbeweis zulässig. VN kann beweisen, dass

 eine abgefragte Tatsache nach den Regeln der Versicherungstechnik 
unerheblich ist (fehlende objektive Erheblichkeit)

 die falsche Mitteilung keinen Einfluss auf die Willensbildung des VR hatte 
(fehlende subjektive Erheblichkeit)

– Unsicherheiten in Bezug auf die Tragweite einer Frage gehen zu Lasten 
des VR. Aber: Falscher Psychiater (BGer, 5C.5/2005)

Gefahrtatsache
(2. Tatbestandsmerkmal)
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Kasuistik
Erhebliche Gefahrtatsachen
 Frühere Anträge oder Versicherungen zum gleichen Risiko
 Frühere Schadenfälle
 Person des häufigsten Lenkers, ihr Wohn-sitz oder ihre 

Nationalität 
 Herstellungsjahr / Verwendungszweck des zu 

versichernden Fahrzeuges
 Frühere Führerausweisentzüge oder Strafen wegen 

Verkehrsdelikten
 Gesundheitszustand 
 Bestehen einer Schwangerschaft
 Todesursache der Eltern
 Beruf
 Arbeitsfähigkeit
 Bewohnung oder Bewachung der zu versichernden 

Räumlichkeiten
 Wirksamkeit von Schliessvorrichtungen
 Bauart eines Hauses
 Vorhandensein von Hydranten

Keine erheblichen Gefahrtatsachen
 Gesundheitsstörungen, die allg. als 

vorübergehend gelten und nicht als 
Symptome eines eigentlichen Leidens 
aufgefasst werden müssen

 Noch nicht ärztlich behandelter Alko-
holmissbrauch (wohl aber alkoholbe-dingte 
Leberschädigung)

 Erhöhte Cholesterinwerte
 HWS-Syndrom (fraglich)
 Solvenz des Antragstellers
 Homosexualität

Falsche Altersangabe in der LebensVers:
Sonderregel in Art. 75 VVG
 Aufgehoben mit Revision 2020

Gefahrtatsache
(2. Tatbestandsmerkmal)
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Vom Versicherer abgefragt

Keine umfassende Deklarationspflicht
Bei freiwilliger Deklaration: Pflicht zur korrekten Deklaration

– Wichtigster Fall: Offertausschreibungen

Fragen des Versicherers müssen klar und unzweideutig sein. 
Praktische Bedeutung:
– Unklare Formulierung kann Erheblichkeit in Frage stellen
– Unklare Formulierung löst Beratungspflicht aus
– Klarheit der Fragestellung von Bedeutung bei der Beurteilung des 

Verschuldens

Vom Versicherer beim VersNehmer einverlangtes
Schadenrendement stellt Erklärung des VersNehmers und nicht 
des Vorversicherers dar (5C.61/2005)

Gefahrtatsache
(2. Tatbestandsmerkmal)
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Kenntnis des Antragstellers
(3. Tatbestandsmerkmal)

 Massgebend erstens: Tatsächliches Wissen des Antragstellers (subjektives 
Kriterium)

 Massgebend zweitens: Wissen, das der Antragsteller haben müsste (objektives 
Kriterium)

 Relativierung: Verschulden nach h.L. und RSpr. nicht erforderlich. Bei der 
Anwendung des objektiven Kriteriums ist jedoch den Umständen des Einzelfalles 
Rechnung zu tragen. Zu berück-sichtigen sind insbesondere Intelligenz, Bildung, 
Erfahrung oder das Befinden (!) des Antragstellers.  Faktisch Bindung an ein 
Verschulden
– h.L.: Keine Erkundigungspflicht, nur ernsthaftes Nachdenken. Objektiver 

Sorgfaltsmassstab
– Praktisch gleichbedeutend: Objektivierter Verschuldensmassstab und 

Nachweis, dass ein sorgfältiger Versicherungsnehmer hätte Kenntnis haben 
können

– Praktische Relevanz: Anforderungen an das Erinnerungsvermögen

© Prof. Dr. S. Fuhrer 74

Verschulden
(4. Tatbestandsmerkmal)

H.L. verneint Verschuldensabhängigkeit
Wird die Verschuldensabhängigkeit anerkannt, so 

gilt:
–Verschulden wird vermutet
–Praktische Bedeutung

Antragsteller kennt eine Tatsache nicht, die er bei 
pflichtgemässer Aufmerksamkeit kennen könnte

Subjektiv richtige Anzeige erweist sich als objektiv falsch
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Falsche Anzeige des VN

Versicherer hat nicht
durch Mitteilung in 

Textform auf die Folgen der 
APV hingewiesen

(§ 19 Abs. 5 Satz 1)

Versicherer kannte die
falsch angezeigte Tatsache

oder wusste, dass die 
Anzeige unrichtig ist
(§ 19 Abs. 5 Satz 2)

Voraussetzungen
§ 19 Abs. 5 nicht 

erfüllt

Keine Rechtsfolgen Keine Rechtsfolgen

Leichte Fahrlässigkeit oder 
fehlendes Verschulden des VN

Grobe Fahrlässigkeit des VN

Vorsatz des VN

Kündigungsrecht des Versiche-
rers. Kündigungsfrist: 1 Monat

§ 19 Abs. 3

Versicherer hätte den Vertrag in Kennt-
nis der falsch angezeigten Tatsache zu 

andern Bedingungen dennoch abge-
schlossen; § 19 Abs. 4

Versicherer hätte den 
Vertrag

in Kenntnis der falsch
angezeigten Tatsache
nicht abgeschlossen

VN handelt arglistig

Rücktrittsrecht des Versicherers; Leistungsbefreiung, 
es sei denn, VN erbringt Kausalitätsgegenbeweis

Änderungsrecht z.G. des Versicherers

Kein Verschulden des VN Leichte oder grobe 
Fahrlässigkeit des VN

Vertragsänderung gilt 
rückwirkend ab Beginn der 

laufenden Vers.Periode
Vertragsänderung gilt 

ex tunc

Versicherer kann 
Vertrag nach §§ 123, 
124 BGB (OR 28, 29) 

anfechten
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Verschweigen oder unrichtig mitteilen
(5. Tatbestandsmerkmal)

H.L.: Subjektive Richtigkeit ist entscheidend

Bedeutet im Ergebnis ebenfalls Verschuldens-
abhängigkeit

Bei Annahme der Verschuldensabhängigkeit der 
Anzeigepflichtverletzung genügt es, wenn der 
Versicherer nachweist, dass die Anzeige objektiv 
falsch war
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Rechtsfolgen

Kündigungsrecht des Versicherers

Einseitige Leistungsbefreiung  neu: 
Beschränkung auf den kausalen Anteil des 
Schadens

Prämienzahlung pro rata temporis
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Kündigungsrecht des Versicherers

Voraussetzung: Anzeigepflichtverletzung, Kausalität zum 
Underwriting-Entscheid

Textform und Begründungspflicht
– Versicherer muss präzise Angaben machen, welche Information falsch war; 
– Explizite Nennung der falsch beantworteten Frage

Frist
– 4 Wochen ab Kenntnis der Pflichtverletzung
– Verwirkungsfrist
– Problematik: Beginn des Fristenlaufs (Abklärungspflicht?)
– Neu entdeckte Pflichtverletzung: Neue Frist

Wirkung: Vertrag erlischt mit Zugang der Kündigung beim 
VersNehmer. LebensVers: Rückkaufswert

Revision: Absolute Befristung auf 2 Jahre im Parlament abgelehnt

Rechtsfolgen
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Einseitige Leistungsbefreiung

Voraussetzung
– Gültige (begründete und rechtzeitige) Kündigung des Vertrages 

durch den Versicherer
– Eintritt eines Schadens vor Auflösung des Vertrages, 

 dessen Eintritt oder Umfang durch die nicht oder unrichtig angezeigte 
Gefahrtatsache beeinflusst worden ist (Kausalität zum Schadenfall)

 bei Teilkausalität Quotelung (Revision 2020)

Wirkung: Einseitige Leistungsbefreiung  Versicherer trägt nur das 
«vereinbarte» Risiko
– Nicht regulierte Fälle: Leistungsbefreiung
– Regulierte Fälle: Rückforderungsrecht

 Indizierende Umstände

Rechtsfolgen
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Prämie

Versicherer hat Anspruch auf die vereinbarte Prämie, d.h. 
die Prämie, für das von ihm getragene Risiko

Abrechnung pro rata temporis

LebensVers: Anspruch des VersNehmers auf Rückerstattung 
des Rückkaufswertes

Rechtsfolgen
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Vertragsabschluss durch Stellvertreter (Art. 5 Abs. 1)

Allg. StV-Recht: Repräsentationstheorie

– Massgebend ist die Kenntnis des Vertreters

– Gefahr: VN entzieht sich der Anzeigepflicht durch 
Einschaltung eines unkundigen Vertreters

Abweichung des VVG

– Vertretener bleibt anzeigepflichtig

– Kreis der Personen, deren Wissen für die Anzeigepflicht 
relevant ist, wird erweitert
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Fremdversicherung (Art. 5 Abs. 2)

Gefahrperson kennt Risiko am Besten

Anzeigepflichtig bleibt Versicherungsnehmer

Anzeigepflicht erstreckt sich auch auf Tatsachen, die nur der 
Gefahrperson bekannt sind
– Erkundigungspflicht des Versicherungsnehmers

– Auskunftspflicht der Gefahrperson

– Ausnahmen:

Gefahrperson weiss nichts vom Vertragsabschluss

Gefahrperson kann VersNehmer nicht mehr rechtzeitig benachrichtigen 
(1908)

Revision 2020: Titel – FremdVers statt Vers für fremde Rechnung
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Kollektivverträge (Art. 7)

Voraussetzungen
– Kollektivvertrag
– Anzeigepflichtverletzung betrifft nur einen Teil des Vertrages
– Versicherer hätte den Vertrag zu den gleichen Konditionen 

auch bloss für den von der Anzeigepflichtverletzung nicht 
betroffenen Teil des Vertrages abgeschlossen

Rechtsfolgen
– Teilung des Vertrages
– Von der Anzeigepflichtverletzung betroffener Teil: Es gelten 

die Rechtsfolgen gemäss Art. 6
– Der Vertrag bleibt in Bezug auf die übrigen Teile wirksam
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Bündelungsverträge

Nur der von der Anzeigepflichtverletzung betroffene 
Teilvertrag ist kündbar, es sei denn die Frage betrifft alle 
Teilverträge

Abweichende Regelung in AVB möglich
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Übungsfälle

© Prof. Dr. S. Fuhrer 86

Wirbelsäulenschaden
16. Juni Hans stellt der Assecuranda einen Antrag zum Abschluss einer Lebensversicherung.
12. Juli Hans beantragt bei der Luzerner Leben den Abschluss einer weiteren 

Lebensversicherung. Er verneint die Frage: «Wurden Anträge an eine Versicherung 
für Leben, Unfall, Krankheit oder Erwerbsausfall abgelehnt oder mit 
Prämienzuschlag oder Vorbehalten angenommen?» sowie die Frage: «Sind Sie 
bereits bei einer anderen Versicherungsgesellschaft gegen Erwerbsausfall 
versichert?»

28. August Die Assecuranda bringt einen Vorbehalt in Bezug auf ein von Hans deklariertes 
Rückenleiden an. Demnach entfällt jede Leistungspflicht der Assecuranda bei einer 
auf eine Schädigung der Wirbelsäule zurückzuführenden Arbeitsunfähigkeit.

7. September Die Assecuranda stellt die Police aus.
10. Oktober Die Luzerner Leben stellt ihrerseits die Police aus.
2. November Hans bezahlt die Prämie an die Assecuranda.
7. Dezember Hans bezahlt die Prämie an die Luzerner Leben.
Die Luzerner Leben kündigt am 13. November des Folgejahres den Vertrag. Sie macht geltend, der 
Versicherungsnehmer habe die Anzeigepflicht verletzt.
Trifft dies zu (nach alten Recht und nach neuem Recht)?
(BGer 5C.199/1999)

85

86



www.stephan-fuhrer.ch 44

Vorlesung Privatversicherungsrecht
Prof. Dr. Stephan Fuhrer

§ 06: Aufklärungspflichten

© Prof. Dr. S. Fuhrer 87

Regelmässiger Lenker

Ein Versicherer fragt im Antragsformular seiner Motorfahrzeug-Versicherung, ob 
eine unter die Kategorie «Antragsteller, Halter, häufigster oder regelmässiger
Fahrzeugführer» fallende Person […] in den letzten fünf Jahren Schäden (inkl. 
Diebstahl) an selbst gelenkten oder ihr gehörenden Fahrzeugen erlitten habe. Der
Antragsteller verneint diese Fragen. 
Einige Monate später leiht der Versicherungsnehmer das Fahrzeug seinem Bruder 
für eine Ferienreise nach Italien, wo es in der Folge gestohlen wird. Es ist das dritte 
Mal, dass der Bruder das Fahrzeug benützt. Der Versicherer macht geltend, beim 
Bruder handle es sich um einen regelmässigen Lenker. Da dieser bereits im Vorjahr 
sowie vor drei Jahren je einen Diebstahl in Italien erlitten hat, macht der Versicherer 
gestützt auf seine dahingehenden Antragsfragen eine Anzeigepflichtverletzung 
geltend. 
Muss der Versicherer für den Schadenfall aufkommen?
(BGer 5C.274/1999)
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Falscher Psychiater

Ein Versicherungsnehmer erschleicht sich durch die Vorlage eines 
falschen ausländischen Diploms eine kantonale Zulassung als 
Psychiater. Gestützt darauf führt er während rund 20 Jahren eine 
eigene Praxis. Während dieser Zeit schliesst er zwei 
Lebensversicherungsverträge ab. Die Frage des Versicherers nach 
dem ausgeübten Beruf beantwortet er mit «Arzt». Als der Schwindel 
auffliegt, kündigt der Versicherer die Verträge wegen 
Anzeigepflichtverletzung.

Hat der falsche Psychiater seine Anzeigepflicht verletzt?

(BGE 131 III 542)
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Beratungspflicht
Ein 40-jähriger Arzt wollte seine Alters- und Invaliditätsvorsorge neu ordnen. Er wandte sich an den Agenten 
eines Lebensversicherers, der ihm drei Vorschläge unterbreitete. Der Arzt entschied sich gegen eine lebens-
lange Rente und für ein bei seiner Pensionierung auszuzahlendes Kapital sowie eine jährliche Rente im Falle 
einer Invalidität vor seiner Pensionierung.
Er unterzeichnete daraufhin ein Antragsformular, mit dem er den Abschluss eines Lebensversicherungs-
vertrages mit einer Laufzeit von 24 Jahren beantragte. Explizit wurde darin festgehalten, dass die Versiche-
rungssumme (von CHF 750'000.-) sowohl im Todes- als auch im Erlebensfall ausbezahlt werde (sog. gemischte 
Versicherung). Das Antragsformular enthielt unter der Rubrik «Tarif» den Vermerk «LL» und «siehe Tabelle». 
Aus dieser auf der gleichen Seite abgedruckten Tabelle liess sich ablesen, dass es sich bei Versicherungen 
nach dem Tarif «L» um reine Risikoversicherungen (ohne Erlebensfallkapital) handelt.
Der Versicherer strich auf dem ihm von seinem Agenten zugestellten Antrag bei der Umschreibung der vers-
icherten Leistungen den Ausdruck «oder im Erlebensfall» und stellte dem Versicherungsnehmer eine Police zu, 
die eine reine Risikoversicherung dokumentierte. Aufgrund einer von Letzterem gewünschten Vertragsänderung 
wurde ein Jahr später eine neue Police ausgestellt. In dieser wurde die jährliche Invaliditätsleistung ziffern-
mässig nicht ausgewiesen. Der Versicherungsnehmer beanstandete dies, realisierte aber nicht, dass wiederum 
keine Erlebensfallleistung vorgesehen war.
Nach dem Ablauf des Vertrages verlangte der Versicherungsnehmer die Auszahlung der Erlebensfallsumme. 
Der Versicherer lehnte dies ab.
Welche Ansprüche kann der Versicherungsnehmer geltend machen?
(BGer 4C_98/2007)
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Kausalzusammenhang

Ein Arbeiter schliesst einen Lebensversicherungsvertrag ab. Dabei 
verschweigt er einen einige Jahre vorher erlittenen Unfall. Der 
Versicherer erfährt davon, als er eine aufgrund eines neuerlichen 
Unfalls eingetretene Arbeitsunfähigkeit (der Vertrag sieht bei 
Arbeitsunfähigkeit eine Prämienbefreiung vor) näher prüft (Konsultation 
der Akten der SUVA). Er kündigt den Vertrag fristgemäss wegen 
Anzeigepflichtverletzung. Der Versicherte wehrt sich dagegen. Das 
kantonale Sozialversicherungsgericht schützt die Klage des 
Versicherungsnehmers, weil zwischen den beiden Unfällen kein 
Kausalzusammenhang besteht.

Kann der Versicherer den Vertrag kündigen?

(BGE 138 III 416)
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Einbruch

Ein Versicherer fragt in seinem Antragsformular zum Abschluss einer 
Hausratversicherung, u.a. ob beim Antragsteller schon einmal eingebrochen 
worden ist. Dieser verneint die Frage, obwohl vor einem Jahr bei ihm eingebrochen 
wurde. Allerdings blieb der Versicherer damals wegen eines Deckungsunterbruchs 
leistungsfrei.

Der Versicherungsnehmer begründet seine falsche Antwort wie folgt:

Variante I. Er meinte, die Frage beziehe sich nur auf Schadenfälle, für die der 
Versicherer auch Leistungen erbringen musste.

Variante II. Er konnte sich nicht mehr an den Einbruch erinnern.

Hat der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht verletzt?

Wie wäre zu entscheiden, wenn er das Antwortfeld zu dieser Frage einfach offen 
gelassen hätte?

(Fiktives Beispiel)
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Dreissig Tage

Ein Antragsteller verneint die Frage, ob er in den vergangenen drei 
Jahren die Arbeit während mehr als 30 aufeinanderfolgenden Tagen 
unterbrechen musste. Ein zwei Jahre vor Vertragsabschluss erlittener 
Unfall führt zum Streit darüber, ob die betreffende Frage zu Recht 
verneint worden ist. Der Antragsteller hat vor Vertragsabschluss einen 
zu einer Arbeitsunfähigkeit führenden Unfall erlitten. Unfalltag war ein 
Freitag. Seine Arbeit hat der Verunfallte 31 Tage nach dem Unfall 
wieder aufnehmen können. Er argumentiert nun, dass er erstmals an 
dem auf den Unfalltag folgenden Montag von der Arbeit ferngeblieben 
ist, weshalb der Arbeitsunterbruch keine 30 Tage gedauert hat.

Hat der Antragsteller seine Anzeigepflicht verletzt?

(BGer 4A_473/2010)
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